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65594 Runkel, den 24.11.2011

Niederschrift

über die 7. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel, zu der für heute, Mittwoch, den 23.11.2011, um 19.30 Uhr, in den Sitzungssaal des Rathauses in Runkel einberufen und  ordnungsgemäß geladen war. Es sind erschienen:

Als stimmberechtigte Stadtverordnete:

	1.  Erhard Becker
2.
Martin Belz

3.
Margret Bergmeier

4.
Dr. Manfred Birko

5.
Bernhard Brahm

6.
Alexander Bullmann

7.
Frank Burggraf

8.   Lothar Burggraf

9.
Christoph Demel

10. Bernd Eckert

11.
Ulrich Eisenberg

12.
Günter Gebhart

13.
Manfred Hastrich

14.
Lothar Hautzel

15.
Jörg-Peter Heil

16.
Michael Kilb

17.
Anton Krtsch
	18. Thomas Kuhlisch

19. Armin Naß  

20. Bernhard Polomski

21. Volker Rosbach

22. Rainer Röth

23. Dr. Gerhard Ruttmann

24. Ragnhild Schreiber

25. Hans-Karl Trog 

26. Klaus-Jürgen Wagner 

27. Petra Werbunat-Hofmann




Seitens des Magistrates:

	1.
Bürgermeister Friedhelm Bender

2.
Sabine Hemming

3.
Christian Janevski

4.
Peter Butzbach
	5. Antonius Duchscherer

6. Wolf-Dirk Räbiger


Die Mitglieder wurden durch Einladung vom 17. November 2011 ordnungsgemäß einberufen. Die Ladung wurde am 18. November 2011 zugestellt. Zwischen dem Ladungs- und dem Sitzungstag lagen mehr als drei freie Tage. Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber stellt zu Beginn der Sitzung um 19.30 Uhr die Beschlussfähigkeit der  7. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung fest.

Entschuldigt von Seiten der CDU-Fraktion fehlt Herr Stadtverordneter J. Ruttmann. Von Seiten der SPD-Fraktion fehlen entschuldigt die Herren Stadtverordneten Adler, Bremser und Preusser. Von Seiten des Magistrates fehlt Herr I.Stadtrat Uhl (SPD), Herr Stadtrat Kuhn (SPD), die Stadträtinnen Frau Müller (CDU), Burggraf (BL) und Lißner (Bündnis 90/Die Grünen).

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber begrüßt die anwesenden Stadtverordneten, Herrn Bürgermeister Bender, die anwesenden Magistratsmitglieder sowie Herrn Tiefensee, die Pressevertreter und Gäste. Sie eröffnet die Sitzung mit dem ersten Tagesordnungspunkt und erteilt hierzu Herrn Bürgermeister Bender das Wort.

Punkt 1
Anfragen an den Magistrat

Herr Bürgermeister Bender beginnt mit der Beantwortung der Anfragen der Bürgerliste vom 14.11.2011 und 15.11.2011. 
Teil 1 der Anfragen lautet:

In der letzten Stadtverordnetenversammlung wurde im Rahmen der Diskussion eines anderen Themas auch erwähnt, dass die Leuchtmittel der Straßenbeleuchtung demnächst gegen LED-Leuchten ausgetauscht werden sollen. Laut § 5 des Straßenbeleuchtungsvertrages mit der SÜWAG ist das gesamte Straßenbeleuchtungsnetz Eigentum der SÜWAG Energie. Trotzdem soll die Stadt Kostenträger des Austausches der Leuchtmittel sein. 
Aus der Presse war zu entnehmen, dass in der Gemeinde Weilmünster das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit einen 40 % igen Zuschuss für den Austausch der Leuchtköpfe mit LED-Leuchtköpfe zahlt.

1. Welchen Zuschuss hat die Stadt Runkel beantragt oder zu erwarten? 
Hierzu antwortet Herr Bürgermeister Bender, dass im Stadtteil Wirbelau die vorhandenen Leuchtenköpfe gegen LED-Leuchtenköpfe ausgetauscht werden. Die Kosten hierfür betragen   25.663,- Euro. Aus dem Programm Klimaschutztechnologien bei der Stromnutzung der Bundesregierung wird der Stadt Runkel ein Zuschuss von 10.265,- Euro gewährt.
Aus dem Programm Klimaschutztechnologien wird nur die Umrüstung von Leuchten gefördert, die sich im Eigentum des Antragstellers befinden. Dies ist in Runkel aufgrund der geltenden Konzessionsverträge nur in Wirbelau der Fall, da hier die E.ON Mitte AG Konzessionsnehmer ist. Gemäß dem Vertrag mit der Süwag Energie AG ist die Stadt Runkel nicht Eigentümer der Leuchten.  Dadurch ist eine Beantragung von Fördermitteln hier nicht möglich. Die Süwag Energie AG bietet grundsätzlich Wechselkits für die Umrüstung bestehender Leuchten an. Derzeit haben diese Wechselkits noch eine  schlechtere Thermoeffizienz, so dass umgerüstete Leuchten eine geringere Lebensdauer haben werden. Darüber hinaus sind die Wechselkits annähernd so teuer wie eine komplett neue Leuchte.
2. Werden die Lampen im gesamten Stadtgebiet ausgetauscht und in welchem Zeitraum erfolgt der Austausch?

Herr Bürgermeister Bender erläutert, dass zur Zeit mit der Süwag vereinbart ist, dass durch Zeitablauf zu erneuernde Straßenzüge in LED-Technik ausgeführt werden.

Der Austausch der Leuchtenköpfe in Wirbelau soll bis zum 30.04.2012 abgeschlossen sein.
3. Wie hoch werden die künftigen Einsparkosten dadurch sein? 

Hierzu berichtet Herr Bürgermeister Bender, dass zu den künftigen Einsparkosten noch keine genauen Angaben gemacht werden können. Der Trend geht eindeutig zu deutlich steigenden Einsparvolumina.
Als Beispiel führt Herr Bürgermeister Bender die Teiländerung der Weihnachtsbeleuchtung  in Runkel, Burgstraße, Höhe Touristen-Info an. Hier kommt die neue LED-Technik zum Einsatz und bei einer Leistung alt: 4928 Watt mit Kosten von 426,40 Euro zu Leistung neu: 844,8 Watt mit Kosten von 73,10 Euro. Die Anschaffung bei LED-Technik fällt höchstens alle 15 Jahre an. Die neuen LED-Lampen haben eine längere Lebensdauer und keinen Leuchtfaden, daher gehen diese nicht durch Erschütterung oder Transport kaputt.  
4. Wie weit ist die Erarbeitung eines Energiesparkonzeptes bei der Stadt Runkel?

Herr Bürgermeister Bender erläutert, dass zur Erarbeitung eines Energiesparkonzeptes die Stadt Runkel im engen Kontakt zum Landkreis und dem Regierungspräsidium in Gießen steht. Der RP beabsichtigt, den Landkreisen und Kommunen bis Mitte 2012 die in Frage kommenden Potentialflächen für erneuerbare Energiegewinnung zu nennen. Die Potentialflächen beziehen  die Energiegewinnung durch Sonne, Wind, Wasser, Geothermie und Biomasse ein. Aufbauend auf diesen Grundlagen wird es die Aufgabe der städtischen Gremien sein, die in Frage kommenden Flächen zu bewerten und evtl. notwendige FNP-Änderungen dem RP mitzuteilen, um das gewünschte Energiekonzept für die Stadt Runkel zu realisieren. Die hierfür erforderliche Änderung des FNP ist seitens des RP Gießen für das 4. Quartal 2012 vorgesehen. 
Im zweiten Teil lautet die Anfrage der Bürgerliste wie folgt: In der Niederschrift zur STV vom 09.02.2011 wurde zu TOP 5 „Bauleitplanungen der Stadt Runkel“ festgehalten: „Der Bebauungsplan Dehrn ist vom Kreisbauamt Limburg rechtlich geprüft worden. Der bestehende Bebauungsplan wird nicht mehr angewandt, weil er fehlerhaft, d. h. mit Rechtsmängeln behaftet ist. In Dehrn gibt es wenig gültige Bebauungspläne.  Viele Bereiche sind hauptsächlich auf der Grundlage von § 34 BauGB genehmigt worden.“ Zu diesem Thema war in einem Pressebericht vom 26.10.2011 mit der Überschrift „Firmenhallen ohne Baugenehmigung“  u. a. die Aussage zu lesen: „Die Hallen stehen nun wieder ohne Baugenehmigung.“ 
1. Wie geht die Stadt Runkel mit dieser gerichtlich festgestellten Tatsache um und wie ist das weitere Vorgehen?
Herr Bürgermeister Bender beantwortet diese Frage wie folgt:

Die Stadt Runkel ist von der Entscheidung des VGH Kassel nicht betroffen. Die in Rede stehende Baugenehmigung wurde vom Fachdienst Bauen und Umwelt des Landkreises erteilt. Der Landkreis war in dem Rechtsstreit auch der Beklagte. Entscheidungen über das weitere Vorgehen hat ausschließlich der Landkreis zu treffen.

2. Weiterhin stellt sich die Frage wie stehen die Feuerwehren der Stadt Runkel zu den Brandschutzvorkehrungen in dem Bereich der angesprochenen Hallen?

Hierzu erklärt Herr Bürgermeister Bender, dass nach Rücksprache mit Herrn Kreisbrandinspektor Hauch, der in Rede stehenden Baugenehmigung die Vorgaben der Musterindustriebaurichtlinie zu Grunde liegen. In wie weit diese Vorgaben seither umgesetzt sind, ist sowohl dem Stadtbrandinspektor, als auch der Verwaltung nicht bekannt. Die sachliche Zuständigkeit für die Überwachung obliegt dem Kreis.
Der dritte Teil der Anfrage der Bürgerliste lautet wie folgt: Die Umgehungsstraße um den Stadtteil Dehrn ist freigegeben und mit der Freigabe ging die bisherige Landesstraße ( Ahlbacher Weg) als Gemeindestraße auf die Stadt Runkel über.

1. Inwieweit besteht die Absicht und die Möglichkeit der Stadt Runkel, Regelungen zu schaffen, den Stadtteil Dehrn und insbesondere die alte Lahnbrücke für den Schwerlastverkehr zu sperren. Wir erinnern in diesem Zusammenhang an die Wahlaussagen des damaligen Bürgermeisterkandidaten Friedhelm Bender in der Wahlveranstaltung im Bürgerhaus in Steeden, den Schwerverkehr aus der Stadt Runkel zu verbannen und besonders die Dehrner Brücke für den Schwerverkehr zu sperren.
Herr Bürgermeister Bender antwortet auf diese Anfrage wie folgt: Eine Sperrung der Dehrner Lahnbrücke durch die Stadt Runkel ist nicht möglich. Die Brücke ist Eigentum des Landes Hessen und sie ist Bestandteil der Landesstraße L3448. Hier ist das ASV Dillenburg zuständig. Das ASV Dillenburg lehnt die Sperrung trotz mehrfacher Gespräche ab, da die L 3448 dem überörtlichen Verkehr dient. Eine Anordnung der Sperrung der Lahnbrücke stellt sich als belastender Verwaltungsakt für Dritte dar, denn Umleitungsstrecken müssten über andere Gemeinden eingerichtet werden. Diese Belastung Dritter kann nach Aussage des ASV nicht gerichtsfest begründet werden. Ein weiterer Gesprächstermin mit dem ASV ist für den 30.11.2011 vereinbart. 
Im vierten Teil der Anfrage der Bürgerliste wird im Hinblick auf die in der Stadt Runkel noch durchzuführenden Reparaturen und Neuverlegungen von Abwasserrohren im Rahmen der EKVO um eine aktuelle Aufstellung der geplanten Maßnahmen gebeten.

In der den Stadtverordneten ausgehändigten Aufstellung, auf dem Stand der Magistratssitzung vom 01.08.2011, hieß es, dass „weitere Straßen in 2 Monaten per EDV zur Verfügung seien“.

Mit der angeforderten Aufstellung  wird gleichzeitig um Übersendung des nach § 6 der EKVO (Hessen) zuletzt erstellten Eigenkontrollberichtes mit Angabe der Schadenkategorien für die Vorbereitung auf die Haushaltsdiskussionen gebeten. 
Die gewünschte Aufstellung zu den EKVO Maßnahmen wird während der Sitzung dem Parlament von der Verwaltung  ausgehändigt.

Im fünften Teil der Anfrage der Bürgerliste wird im Hinblick auf den zu bildenden Seniorenbeirat, vorab um eine Stellenbeschreibung für den Seniorenbeauftragten gebeten und angefragt welcher Mitarbeiter möglicherweise diese Stelle in welcher Vergütungsgruppe begleitet oder begleiten soll. 
Hierzu berichtet Herr Bürgermeister Bender, dass die Verwendung des Begriffes eine verwaltungsinterne Bezeichnung ist. Die Stadt Runkel hat bis zum heutigen Tag keinen Seniorenbeirat und somit auch keinen Beauftragten für dieses Amt. 
Um den zahlenmäßig stets mehr werdenden Anliegen der Senioren annähernd gerecht werden zu können, wurde der Kollege Herr Walter von der Verwaltung als der entsprechende Ansprechpartner benannt.

Die Übertragung und Wahrnehmung dieser Aufgabe erfolgt derzeit ausschließlich im Rahmen seines Hauptamtes, wobei keine Stellenbeschreibung und somit auch keine tarifrechtliche Eingruppierung dies bezüglich erfolgt ist. Der städtische Stellenplan soll  im Haushaltsjahr 2012 einer neuen Bewertung unterzogen werden. 
Herr Bürgermeister Bender fährt mit der Anfrage der SPD-Fraktion fort, die beinhaltet, dass der Magistrat um einen Bericht zum Stand seiner Prüfung darüber gebeten wird, wie weit den Bürgerinnen und Bürgern der Stadt Runkel eine Alternative zu herkömmlichen Bestattungsmodalitäten in Form einer so genannten Waldbestattung ermöglicht werden kann – entsprechend des bereits gefassten Beschlusses der Stadtverordnetenversammlung.
Zur Beantwortung schildert Herr Bürgermeister Bender, dass die Ausweisung eines Waldfriedhofes die planungsrechtliche Aufstellung eines entsprechenden Bebauungsplanes erforderlich macht. 
Derzeit wird mit dem Forstamt Weilmünster abgestimmt, welche Waldflächen im Stadtgebiet hierfür grundsätzlich in Frage kommen. Nach Aufstellungsbeschluss durch das Parlament dauert das Verfahren für einen Bebauungsplan ca. ein ¾ Jahr.
Zur Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, um Mitteilung zum Sachstand der zeitlichen Umsetzung von schnellen Internetanschlüssen erläutert Herr Bürgermeister Bender, dass die Stadt Runkel zusammen mit der Fa. Unitymedia in den Stadtteilen Runkel, Ennerich und Dehrn den digitalen Netzausbau des Breitbandkabelnetzes plant. Die Umstellung soll nach Aussage von Unitymedia im Frühjahr 2012 erfolgen. Alle Kabelkunden der Stadt Runkel können dann mit Internetgeschwindigkeiten von 32.000 Kbit/s bis 128.000 Kbit/s versorgt werden.
Für die Stadtteile Steeden, Hofen, Eschenau, Wirbelau, Arfurt und Ennerich  erfolgt in Zusammenarbeit mit der Firma OR Network die DSL-Versorgung über Richtfunk (wiDSL). Hierbei sind Internetgeschwindigkeiten von 2.000 bis 16.000 Kbit/s, für Geschäftskunden bis 50.000 Kbit/s möglich. Nach Beauftragung der Fa. OR Network ist mit einer Bauzeit von 4 bis 6 Monaten zu rechnen.

Zur verspäteten Anfrage der CDU-Fraktion, ob der Beschluss aus der STV vom 03.03.2010 über die Veräußerung des Feuerwehrgerätehauses in Schadeck und die Abmietung des Feuerwehrgerätehauses in Runkel „Zehntscheune“ weiter verfolgt werde antwortet Herr Bürgermeister Bender, dass die Kündigung der Zehntscheune zeitgemäß entsprechend dem Beschluss der STV erfolgt ist.

Weiterhin teilt er zur „ Zehntscheune“ mit, dass es derzeit 8 Vereine gibt, die starkes Interesse an der Anmietung der Zehntscheune haben. Nachfolgend aufgeführt handelt es sich um: den Musikverein, TV Runkel, Männergesangsverein, JWB-Lahngold,  Burgmannen Runkel,  Hausfrauenverein Runkel, Kulturverein Runkel und die Feuerwehr Runkel.
Die zweite Frage der Anfrage lautet, ob die zeitnahe Realisierung und Finanzierung der vorgesehenen Innenausstattung des Gerätehauses gewährleistet ist. 
Dies wird von Herrn Bürgermeister Bender bejaht. Ergänzend verweist Herr Bürgermeister Bender auf § 114f HGO. Sollten die Finanzmittel für die Fortsetzung der Bauten, der Beschaffungen und der sonstigen Leistungen des Finanzhaushalts nach Abs. 1 Nr. 1 nicht ausreichen, darf die Gemeinde Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen bis zu einem Viertel der in der Haushaltssatzung des Vorjahres festgesetzten Kredite aufnehmen.“
Punkt 2

Demografische Entwicklung der Stadt Runkel

- Vortrag von Herrn Tiefensee -

Herr Tiefensee lässt ein Handout zu seinem Vortrag verteilen.
Punkt 3
Gründung eines Seniorenbeirates;

hier:
Bericht des Vorsitzenden des Ausschusses für Jugend, Senioren,

           Sport, Kultur und Soziales, Herrn Polomski, mit Beschlussvorschlag

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber erteilt hierzu dem Ausschussvorsitzenden Herrn Polomski, das Wort. Der Ausschussvorsitzende verliest den Satzungsentwurf und unterbreitet einen Beschlussvorschlag.
Nach reger Diskussion wird folgender Beschlussvorschlag von Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber zur Abstimmung gestellt. 
Beschluss: 

Der Ausschuss für Jugend, Senioren, Sport, Kultur und Soziales empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung, den Entwurf der Satzung für den Seniorenbeirat an den Magistrat zur inhaltlichen Prüfung, Bearbeitung und rechtlichen Prüfung zu verweisen. 

Zur Zeit der Abstimmung ist Herr Stadtverordneter Trog nicht anwesend.
Abstimmung:

Ja-26


Nein
0

Enthaltung -0
Punkt 4
Ablösung / Erwerb eines Gewerbegrundstückes im Stadtteil Runkel

Zu diesem Tagesordnungspunkt hat die Fraktion der Bürgerliste Nachfragen zur Verwaltungsvorlage vorgelegt und bittet Herr Bürgermeister Bender um Beantwortung. 
Rückfragen der Bürgerliste: 

- welchen Betrag schuldet der Grundstückeigentümer für welche Leistung
  
  der Stadt Runkel ?

- welchen Betrag schuldet der Grundstückseigentümer für welche 


   Leistung der HLG?


- welchen Betrag schuldet die Stadt Runkel der HLG? 
Herr Bürgermeister Bender erklärt, dass die Ausführungen in der Verwaltungsvorlage die Forderungen ausführlich darlegen.
Die Fraktion der Bürgerliste erklärt, dass sie an der Abstimmung wegen der Verständnisprobleme und der für sie fehlenden Ausführungen nicht teilnehmen wird.
Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, dass die HLG das Grundstück Gemarkung Runkel, Flur 5, Flurstück 77/1, Größe: 4.233 m², für einen Quadratmeterpreis von 16,-- € von Herrn Friedrich Weingarth erwirbt. Der Kaufpreis in Höhe von  67.728,-- € wird mit den Forderungen der HLG an Herrn Weingarth aus dem Ablösevertrag und dem vereinfachten Umlegungsbeschluss „Kappesborder Berg“ in Höhe von 59.953,30 € verrechnet. Der verbleibende Überschuss in Höhe von 7.774,70 € wird teilweise mit anderen Forderungen der Stadt Runkel an Herrn Weingarth verrechnet.

Die Herren Stadtverordneten  Kuhlisch, Burggraf und Becker von der Bürgerliste nehmen an der Abstimmung nicht teil.
Abstimmung:

Ja-20


Nein-0


Enthaltung-4
Punkt 5

Aufnahme eines Darlehens aus dem Haushaltsjahr 2010;

- Tischvorlage -

Zur Finanzierung der Ausgaben für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen des Finanzhaushaltes für das Haushaltsjahr 2010 ist ein Kredit in Höhe von 1.361.000,-- € vorgesehen. Die Kreditaufnahme wurde mit der 1. Nachtragshaushaltssatzung 2010 von der Stadtverordnetenversammlung beschlossen und durch die Aufsichtsbehörde des Landkreises Limburg-Weilburg am 06. Juli 2011 genehmigt. 

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt das Kreditangebot der  Volksbank Mittelhessen vom heutigen Tag  ( 2 % Tilgung, Zinsfestschreibung 10 Jahre und Zinssatz 2,86 %) anzunehmen.

Abstimmung:

Ja- 27


Nein-
0

Enthaltung- 0
Punkt 6
1. Nachtrag für das Haushaltsjahr 2011;

hier         Einbringung und  Verweisung in den HFA

Herr Bürgermeister Bender schildert zum 1. Nachtrag, dass die Finanzkrise in 2008 und die folgende Rezession im städt. Haushalt immer noch deutlich zu erkennen sind und schon stehen wir vor der nächsten Finanzkrise mit noch wesentlich größeren Finanzproblemen, denn jetzt sind es ganze Volkswirtschaften, die sich in einer Schuldenspirale nach unten bewegen und dies möglicherweise mit keinem guten Ausgang.

Seitens der großen Politik in Berlin und Wiesbaden beteuert man immer wieder, dass nichts auf eine Rezession hindeutet, so zeigen doch die wichtigsten Konjunkturdaten nach Steigerung zumindest Stillstand an, und die Ratingagenturen bzw. Börsen spielen aus Rezessionsangst verrückt.
Laut Medienberichten steigt zwar bundesweit das Steueraufkommen teilweise erheblich, aber in Hessen stagniert die Einkommenssteuer und daher auch der Anteil der Kommunen hieran, und das Gewerbesteueraufkommen in der Stadt Runkel zeigt kein Wachstum, wie von der großen Politik vorhergesagt, ganz im Gegenteil: durch Nachzahlungen an Firmen im laufenden Haushaltsjahr 2011 ist unsere zwischenzeitlich erarbeitete, verbesserte Ausgangslage wieder auf unseren sehr realistisch eingeschätzten Ansatz im Haushalt 2011 zurückgegangen.

Die Erträge und Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen im Haushaltsplan einigermaßen im Gleichgewicht zu halten, ist unter diesen Rahmenbedingungen nicht möglich, und diese Rahmenbedingungen werden auch noch deutlich verschärft, was  im Folgenden aufgezeigt wird.

Nach § 114e HGO in Verbindung mit § 8 GemHVO-Doppik kann eine Haushaltssatzung nur durch eine Nachtragssatzung geändert werden, die bis zum Ablauf des Haushaltsjahres zu beschließen ist, wenn sich erhebliche Änderungen der Ansätze von Erträgen, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen ergeben.Der größere Teil der Änderungen der Ansätze wurde bereits als über- bzw. außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen nach § 114g HGO vom Magistrat bzw. der Stadtverordnetenversammlung per Einzelbeschluss genehmigt. Die Veranschlagung der bereits genehmigten über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen ist im Nachtrag nicht erforderlich. Zur besseren Übersicht bzw. Verdeutlichung wurden die genehmigten über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen jedoch im I. Nachtragsentwurf für das Haushaltsjahr 2011 entsprechend dargestellt.

Das im Februar 2011 beschlossene Haushaltssicherungskonzept für das laufende Jahr mit seinen teils kräftigen Erhöhungen im Wasser- und Abwasserbereich und bei den Friedhofsgebühren gilt auch im folgenden Jahr weiter.

Das geforderte und noch vorzulegende Haushaltssicherungskonzept 2012 kann darüber hinaus nicht mehr viel Neues umfassen,  zumindest wenn man unsere Stadt nicht kaputt sparen und jeglicher Attraktivität berauben oder die Abgabenlast in Schwindel erregende Höhen treiben will. 
Die soeben von Herrn Tiefensee vorgetragene demografische Entwicklung der Stadt Runkel hat allen klargemacht, dass immer weniger Einwohner die Abgabenlast zu tragen haben und es daher zwingend notwendig ist, die Bürgerinnen und Bürger durch Überzeugung in unserer schönen Stadt zu halten. Dazu gehören natürlich auch Maßnahmen, die vordergründig Geld kosten, aber auf Sicht das Leben und Arbeiten der Menschen in der Stadt Runkel attraktiv machen. 

Trotz der sehr angespannten Haushaltslage der Stadt Runkel und trotz der vorgenommenen Kürzungen der Finanzmittel im Bereich der EKVO ist es der Stadt Runkel gelungen, alle vorgesehenen Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen zusätzlich zu den im ersten Nachtrag vorgesehenen Investitionen in Angriff zu nehmen bzw. durchzuführen. 

Mit dem vorgelegten 1. Nachtrag für das laufenden Haushaltsjahr nehmen wir die erforderlichen Anpassungen an die tatsächliche Entwicklung vor. Erfreulich ist, dass sich der Gesamtergebnishaushalt um 297.500,-- € auf -1.696.100,-- € verringert hat.

Die Beschlüsse der Stadtverordnetenversammlung und des Magistrates für zusätzliche Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen haben dazu geführt, dass sich der voraussichtliche Finanzmittelfehlbestand am Ende des Haushaltsjahres um -25.500,-- € auf - 1.894.000,-- € verändert.

Im 1. Nachtragsentwurf 2011 wird berücksichtigt, dass die Auszahlung für den Sportplatz in Ennerich im Rahmen des Bauens mit Stundungsabrede nicht als Tilgungsleistung, sondern als Investition darzustellen ist. Die Vitronic Poliscan F 1 Säulen werden nicht geleast, sondern im Mietkauf erworben. Die Auszahlung für die Investition ist in voller Höhe darzustellen. Der Aufwand für die Leasingraten entfällt. Das Budget der Bürgerhäuser und der Sportstätten wurde um den Aufwand für die Wasser- und Abwassergebühren erhöht. Die vom Land Hessen gewährte Schlaglochpauschale wird als Sonderposten eingestellt. Zur Sanierung der Straßenbeleuchtung im Stadtteil Wirbelau (Austausch der Lampenköpfe in LED-Technik) wurde der Stadt Runkel aus dem Programm „Klimaschutztechnologien“ bei der Stromnutzung ein Zuschuss gewährt. Der Ansatz für den Holzverkauf wurde dem Ertrag angepasst. Auf Beschluss der Stadtverordnetenversammlung wurde für die Photovoltaikanlage im Gewerbegebiet „Herrnwies“ der Betrag der Verpflichtungsermächtigungen um 783.000,-- € erhöht und beträgt nunmehr 898.000,- €. 

Weiterhin hat die Stadtverordnetenversammlung in ihrer letzten Sitzung beschlossen, im Rahmen eines Beteiligungsmodells eine GmbH + Co. KG. zu bilden, die in Eigenregie das gesamte Projekt entwickelt, finanziert und baut. Nach § 127b HGO ist die Entscheidung über die Beteiligung an wirtschaftlichen Unternehmen der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. Die Stadt Runkel beabsichtigt, sich an der Gesellschaft mit 49 % (235.000,-- €) zu beteiligen. In den eben von mir angegebenen Kosten von 783.000,-- € steckt auch der Erwerb, der für die Photovoltaikanlage vorgesehenen Fläche im Bereich „Herrnwies“ von der HLG. Im Übrigen sind alle Investitionen auf Seite 6 des Entwurfs im Einzelnen nachzulesen. 

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme zur Finanzierung von Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen erforderlich ist, wird nicht verändert. Der von der Stadtverordnetenversammlung am 09. Februar 2011 beschlossene Stellenplan wird ebenfalls nicht verändert.

Hiermit ist der 1. Nachtragshaushalt für das Haushaltsjahr 2011 eingebracht. Es wird um intensive Beratung gebeten, um diesen in der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 16. Dezember 2011 zu verabschieden.

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt den 1. Nachtrag für das Haushaltsjahr 2011 in den HFA zu verweisen.

Abstimmung:

Ja- 27


Nein-0


Enthaltung-0
Punkt 7
Erstellung eines Energie- / Klimaschutzkonzeptes;

hier:
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

Hierzu erteilt Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber das Wort an Herrn  Fraktionsvorsitzenden Eisenberg mit der Bitte um nähere Erläuterungen.

Herr Fraktionsvorsitzender Eisenberg erklärt zum Antrag, dass die Stadt Runkel ein Energiekonzept erstellen sollte,  wie dies schon andere Kommunen, getan haben. Es sollten Ziele und Richtlinien in einem Konzept von Seiten der Stadt erarbeitet werden. Die Bevölkerung soll frühzeitig mit eingebunden werden,  z. B. mit Informationen über das Runkler Blättchen. Die Möglichkeit der Förderung eines solchen Energiekonzeptes besteht. Leider liegt die Einreichungsfrist in einem engen Zeitraum zwischen dem 01. Januar bis 31.03.2012.
Nach eingehender Diskussion kommt die Stadtverordnetenversammlung zu dem Ergebnis, dass dieser Antrag ein Anstoss in die richtige Richtung ist.  Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber verliest den Beschlussvorschlag und bittet um Abstimmung.
Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, die Beauftragung des Magistrats ein Energie-/Klimaschutzkonzept für die Stadt Runkel zu erstellen, dem Bau- und Umweltausschuss zur Beratung und Beschlussempfehlung für die Stadtverordnetenversammlung vorzulegen.
Abstimmung:

Ja-20


Nein-4


Enthaltung-3
Punkt 8

Genehmigung des Protokolls der Arbeitssitzung vom 19.10.2011

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber bittet um Abstimmung über die Genehmigung des Protokolls der Arbeitssitzung vom 19.10.2011. Die Einarbeitung der Korrektur des Erstellungsdatum, vom 19.09.2011 auf den 19.10.2011, wird vorausgesetzt.
Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt die Genehmigung des Protokolls der Arbeitssitzung vom19.10.2011.
Abstimmung:

Ja-26


Nein-0


Enthaltung- 1

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber bittet die Verwaltung zu gewährleisten, dass die Niederschrift der jeweils vorangegangenen  Stadtverordnetenversammlung bis zur nächsten Sitzung dem Parlament vorliegt.

Sie beruft sich hierbei auf § 32 Abs 3. der Geschäftsordnung.  
Punkt 9
Mitteilungen des Magistrates

Herr Bürgermeister Bender berichtet, dass die Telekom den Abbau der öffentlichen Telefonzellen aufgrund der geringen Inanspruchnahme und der sich nicht einspielenden Einnahmen beabsichtigt.
Nach Rücksprache mit den Ortsbeiräten wird in Runkel die Telefonzelle abgebaut. Im Stadtteil Steeden ist der Ortsbeirat ebenfalls mit dem Abbau der Telefonzelle in der Steedener Hauptstraße einverstanden. 
In Stadtteil Ennerich wurde keine Nutzung der Telefonzelle in der Limburger Straße registriert, auch hier stimmt der Ortsbeirat dem Abbau zu, allerdings mit dem Vorbehalt, dass sich für das schnelle DSL eingesetzt wird. Der Ortsbeirat Schadeck stimmt ebenfalls dem Abbau der Telefonzelle in der Oberstraße zu. Im Stadtteil Dehrn wurde ebenfalls der Abbau der Telefonzelle im Bereich  Steedener  Weg  durch den Ortsbeirat zugestimmt. 
Im Stadtteil Eschenau soll die Möglichkeit der Nutzung der öffentlichen Telefonzelle erhalten bleiben, um im Notfall einen Notruf absetzen zu können, da in Eschenau kein Mobilfunknetz funktioniert. 
Weiterhin teilt Herr Bürgermeister Bender, dass die Stadt Runkel im Bereich der Kinderbetreuungseinrichtungen drei Zuwendungsbescheide erhalten hat. Die Anträge im Rahmen des Investitionsprogrammes „Kinderbetreuungsfinanzierung“ 2008 -2013 wurden am 21. Juni 2011 gestellt.
Für den Kindergarten Runkel-Steeden wird eine Zuwendung von 45.000,- Euro gewährt, bei einer zuwendungsfähigen Summe von 63.100,- Euro.
 Die Zuwendung ist zweckgerichtet und dient dem Umgestalten eines Raumes, Anschaffung von Mobiliar, Spielmaterial für Innenräume, Außenspielgeräte und dem Umbau des Sanitärbereiches.
Der Kindergarten Runkel erhält eine Zuwendung von 150.000,- Euro. Die zuwendungsfähige Summe beträgt 234.000,- Euro.

Diese Zuwendung ist zweckgerichtet und dient dem Bau und Herrichten neuer Räumlichkeiten, dem Anlegen eine Außenanlage, der Anschaffung von Mobliliar, Spielmaterial für Innenräume und Außenspielgeräte.

Für den Kindergarten Runkel-Wirbelau wird eine Zuwendung von 22.500,- Euro bewilligt. Die zuwendungsfähige Summe beträgt 28.860,- Euro.

Die Zuwendung ist zweckgerichtet und dient dem Umgestalten eines Raumes, der Anschaffung von Mobiliar, Spielgeräten für Innenräume, Außenspielgeräte und dem Umbau des Sanitärbereiches. 

Zur Errichtung der Photovoltaikanlage in der  Herrnwies teilt Herr Bürgermeister Bender mit, dass vier Firmen Angebote abgegeben haben. Alle diese Firmen haben zugesagt, dass die Mindestrendite gehalten wird. Allerdings sollte bis März 2012 diese Maßnahme abgeschlossen sein.
Die Baumaßnahmen in Wirbelau, Dehrn und Runkel (Dachsanierung, Photovoltaik- aufbringung) liegen im Zeitrahmen. Alle Anlagen werden zum 31.12.2011 ans Netz gehen können.

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Schreiber bedankt sich für die Ausführungen. und schließt die Sitzung. Die letzte Stadtverordnetenversammlung in 2011 findet am 16.12.2011 in Wirbelau statt.
Sitzungsende: 22.20 Uhr

Ragnhild Schreiber





 Frau Janevski

(Stadtverordnetenvorsteherin)



(Schriftführerin)

